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Tauziehen um Straftatbestand gegen Stalking geht weiter 

Nationalrat und Ständerat ringen weiter um die genaue Ausgestaltung des neuen Straftatbestandes 

gegen Stalking. Äusserst knapp mit 90 zu 89 Stimmen bei fünf Enthaltungen beharrt der Nationalrat in 

der dritten Beratungsrunde auf seiner Position, dass Nachstellungen in Paarbeziehungen von Amtes 

wegen verfolgt werden. Er folgt damit dem Antrag der Mehrheit seiner Rechtskommission. Nun muss 

sich der Ständerat ein weiteres Mal mit der Sache befassen. Die Schaffung des Straftatbestands an und 

für sich stand nicht mehr zur Debatte. Beide Räte hatten dem Vorhaben bereits im vergangenen Jahr 

zugestimmt. 

 

 

Zivilrecht: Eigentümer erhalten mehr Mittel gegen Hausbesetzungen 

Hauseigentümerinnen und Hauseigentümer in der Schweiz können künftig leichter gegen Besetzungen 

vorgehen. Der Nationalrat hat die letzte Differenz zum Ständerat bei der entsprechenden Vorlage 

ausgeräumt. Die grosse Kammer fällte ihren Entscheid mit 110 zu 72 Stimmen ohne Enthaltungen. 

Damit setze sich im Rat eine Mehrheit aus SVP, FDP und Mitte durch. Das Geschäft ist nun bereit für die 

Schlussabstimmung. Die Vorlage sieht im Wesentlichen zwei Änderungen des Zivilgesetzbuches vor. 

Zum einen dürfen Hauseigentümer Besetzer künftig innert angemessener Frist, nachdem sie von einer 

Besetzung erfahren haben, selbst vertreiben. Nach geltendem Recht ist solche Selbsthilfe nur zulässig, 

wenn sie sofort erfolgt. Bei der zweiten Änderung geht es darum, dass Hauseigentümerinnen und -

eigentümer rascher eine Zwangsräumung des Grundstücks erwirken können sollen. Im Fokus stehen 

laut Parlamentsunterlagen insbesondere Fälle, in denen Zahl und Identität der Besetzerinnen und 

Besetzer unbekannt ist. 

 

 

Nationalrat will spezialisierte Anti-Terror-Staatsanwaltschaft 

Für die Bekämpfung von Terrorismus soll nach dem Willen des Nationalrats künftig eine spezialisierte 

Strafverfolgungsbehörde des Bundes zuständig sein. Er hat eine entsprechende Motion angenommen. 

Die grosse Kammer hiess den Vorstoss der Waadtländer FDP-Nationalrätin Jacqueline de Quattro mit 

104 zu 75 Stimmen bei 4 Enthaltungen gut. Als Nächstes muss sich der Ständerat mit der Sache 

befassen. Die Bedrohung der Schweiz habe zugenommen, sagte de Quattro zur Begründung ihres 

Anliegens. In dieser Situation komme der Föderalismus an seine Grenzen. In ihrem Votum erinnerte die 

FDP-Politikerin unter anderem an die Bluttat von Morges VD. Dort hatte im September ein Attentäter 

in einem Kebab-Laden einen 29-jährigen Portugiesen erstochen. Der 26-Jährige war schon seit 2017 im 

Visier der Bundesbehörden. 

 

 

Bund sind bei Friedenslösung für Bergkarabach die Hände gebunden 

Die Bemühungen der Schweiz um eine nachhaltige Friedenslösung für Bergkarabach gestalten sich 

schwierig. Das vom Parlament verlangte Friedensforum kann der Bundesrat derzeit nicht umsetzen. 

Mit einer Motion hat das Parlament die Schweiz verpflichtet, ein Friedensforum einzuberufen, das die 

sichere Rückkehr der vertriebenen Armenier aus der Region Bergkarabach ermöglicht. Der Bundesrat 

wurde mit der Umsetzung betraut. Doch daraus wird vorerst nichts, wie das Eidgenössische 

Departement für auswärtige Angelegenheiten (EDA) in seiner schriftlichen Antwort auf eine Frage von 

Nationalrat Erich Vontobel (EDU/ZH) schrieb. Grund seien die Behörden Aserbaidschans. 

 

 

 



 

 

 

 
 

 

 

Wir werden diesen EU-Unterwerfungsvertrag mit allen Mitteln bekämpfen! 

Der SVP-Fraktionsausflug führte dieses Jahr in die Innerschweiz. Mit Blick auf den geplanten EU-

Unterwerfungsvertrag ist klar: Wir Schweizerinnen und Schweizer wollen keine fremden EU-Richter. Wir 

wollen unsere Gesetze und Regeln selber bestimmen. 

 

Bei wunderbarem Wetter machte die SVP-Fraktion mit ihren Gästen Halt auf dem Rütli. Das Rütli steht 

für den Ursprung der Schweiz. Der Bundesbrief von 1291 steht für den Freiheitswillen der alten 

Eidgenossen. 

 

Die Botschaft des Bundesbriefes ist aktueller und wichtiger denn je: 

 

Wir wollen keine fremden Richter 

Wir wollen keine fremden Herren 

Wir wollen selber bestimmen! 

 

SVP-Präsident Marcel Dettling zeigte in seiner Rütli-

Rede den Unterschied zwischen dem geplanten EU-

Unterwerfungsvertrag und dem Bundesbrief auf: 

«Der Bundesbrief umfasst nur eine Seite. Aber alles 

Wesentliche ist drin: Die Urkantone schliessen ein 

gemeinsames Bündnis für Frieden, Freiheit und 

Selbstbestimmung.» «Der geplante EU-

Unterwerfungsvertrag ist das Gegenteil», so Dettling. 

«Dieses Vertragsmonster umfasst 1800 Seiten EU-

Gesetze, EU-Paragrafen, EU-Richtlinien. Wer etwas 

verbergen will, braucht viele Worte.» Die zentrale 

Rütli-Frage 2025 lautet deshalb: Bundesbrief oder 

EU-Unterwerfungsvertrag? Freiheit oder Knechtschaft? Eine Seite Wahrhaftigkeit – oder 1800 Seiten 

Nebelpetarden? Marcel Dettling beendete seine Rede mit den Worten: «Wir werden diesen EU-

Unterwerfungsvertrag mit allen Mitteln bekämpfen!»  

 

Neben dem Parteipräsidenten sprachen auch Bundesrat Guy Parmelin und Historiker Markus Somm zu 

den rund 170 Gästen und SVP-Vertretern auf dem Rütli. 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

Nationalrat sagt Ja zu 5 Millionen Franken für Blatten 

Das bei einem Bergsturz weitgehend verschüttete Walliser Bergdorf Blatten erhält vom Bund eine 

Soforthilfe in Höhe von fünf Millionen Franken. Nach dem Ständerat hat auch der Nationalrat die 

entsprechenden Rechtsgrundlagen oppositionslos gutgeheissen. Den Solidaritätsbeitrag hatte der 

Bundesrat am vergangenen Freitag beschlossen. Für die Freigabe der Gelder brauchte es die 

Zustimmung des Parlaments. Innert sechs Tagen hiessen beide eidgenössischen Räte das dringliche 

Bundesgesetz und den dazugehörigen Finanzierungsbeschluss gut – jeweils ohne Gegenstimme. Damit 

kann der Bund die Finanzhilfe an die Gemeinde Blatten auszahlen. Diese erstattet bis in einem Jahr 

einen Bericht über die Verwendung der Gelder. Nicht verwendete Gelder muss die Gemeinde dem Bund 

zurückzahlen. 

 

 

Nationalrat sagt Nein zur «SRG-Initiative» 

Der Nationalrat will nichts wissen von einer Senkung der Gebühren für Radio und Fernsehen von heute 

335 auf künftig 200 Franken pro Jahr. Er empfiehlt die Volksinitiative «200 Franken sind genug» zur 

Ablehnung. Die grosse Kammer lehnte die von SVP-Kreisen lancierte Initiative mit 116 zu 74 Stimmen 

bei 2 Enthaltungen ab. Für das als SRG-Initiative oder Halbierungsinitiative bekannte Volksbegehren 

stimmten die SVP- sowie ein Teil der FDP-Fraktion. Als Nächstes muss sich der Ständerat mit der Sache 

befassen. Ebenfalls keine Mehrheit fanden zwei Anträge von Kommissionsminderheiten, die 

Gegenvorschläge verlangten. Eine SVP-Minderheit wollte die Initiative an die Kommission 

zurückschicken mit dem Auftrag, einen indirekten Gegenvorschlag auf Gesetzesebene auszuarbeiten. 

 

 

Parlament will bei Herdenschutzhunden nicht sparen 

Der Bund soll sich nach dem Willen des Parlaments weiterhin im gleichen Umfang wie bisher an den 

Kosten für den Schutz von Herden gegen den Wolf beteiligen. Nach dem Ständerat hat auch der 

Nationalrat eine entsprechende Motion angenommen. Die grosse Kammer hiess den Vorstoss des 

Bündner Mitte-Ständerats Stefan Engler (Mitte/GR) mit 172 zu 15 Stimmen bei 3 Enthaltungen gut. Der 

Bundesrat muss nun gegen seinen Willen einen Umsetzungsvorschlag machen. Bei den 

Herdenschutzmassnahmen geht es insbesondere um Zucht, Ausbildung und Haltung von Schutzhunden. 

Hier bezahlt der Bund heute vier Fünftel der Kosten. Der Bundesrat wollte den Anteil im Rahmen des 

aktuellen Sparpakets auf maximal fünfzig Prozent beschränken. Er vermochte sich damit allerdings nicht 

durchzusetzen. 

 

 

Parlament stimmt für Lockerungen beim Rodungsersatz 

Bei Rodungen müssen Waldflächen künftig in mehr Fällen nicht mehr zwingend an einem anderen Ort 

aufgeforstet werden. Der Nationalrat hat eine entsprechende Motion aus dem Ständerat gutgeheissen. 

Die grosse Kammer nahm den Vorstoss des St. Galler Mitte-Ständerats Benedikt Würth mit 113 zu 75 

Stimmen bei einer Enthaltung an. Der Ständerat hatte bereits in der Wintersession Ja gesagt zu der 

Motion. Der Wald sei in seiner flächenmässigen Ausdehnung nicht mehr bedroht, vielmehr wachse er, 

begründete Würth sein Anliegen. Er schlägt konkret vor, dass der Rodungsersatz neu mindestens zur 

Hälfte durch Aufwertungsmassnahmen der bestehenden Waldfläche erfolgen kann. Ausgenommen 

wären temporäre Rodungen. In diesem Fall soll weiterhin an Ort und Stelle wieder aufgeforstet werden. 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

Parlament stimmt schlankem Transparenzregister für Unternehmen zu 

Unternehmen müssen den Behörden künftig ihre wirtschaftlich berechtigten Personen mitteilen. Das 

will das Parlament. National- und Ständerat haben die entsprechende Vorlage des Bundesrats jedoch 

massgeblich entschärft. Viele zweifeln grundsätzlich am Vorhaben. Der Ständerat hatte bereits in der 

Wintersession ein nationales nichtöffentliches Transparenzregister für Unternehmen zähneknirschend 

befürwortet und das neue Gesetz dazu stark entschlackt. So sollen Stiftungen, Vereine und Treuhänder 

von der Registerpflicht befreit sein. Der Nationalrat folgte dieser Linie am Donnerstag in den meisten 

Punkten. Die entschlackte Vorlage solle einen möglichst geringen Zusatzaufwand für die Schweizer 

Wirtschaft zur Folge haben, lautete der Tenor. Dank des Registers sollen die Behörden schneller und 

zuverlässiger feststellen können, wer tatsächlich hinter einer Rechtsstruktur steht. Damit soll verhindert 

werden, dass Firmen in der Schweiz zur Geldwäscherei oder zur Verschleierung von Vermögenswerten 

genutzt werden. Das Geschäft geht zurück an den Ständerat. 

 

 

Parlament bewilligt Neubau des Sitzes der IOM in Genf 

Trotz des angekündigten Stellenabbaus will das Parlament den Sitz der Internationalen Organisation für 

Migration (IOM) in Genf abreissen und neu bauen lassen. Das Parlament hat ein Darlehen von knapp 45 

Millionen Franken gutgeheissen. Im März war bekannt geworden, dass die IOM wegen des Hilfsstopps 

der USA mindestens 20 Prozent der etwa 1000 Arbeitsplätze am Hauptsitz in Genf abbaut. Trotzdem 

hiess im März der Ständerat und nun auch der Nationalrat das Darlehen von 44.7 Millionen Franken gut. 

Der Nationalrat entschied mit 166 zu 2 Stimmen. Mit dem Darlehen von knapp 45 Millionen Franken 

sollen der Abriss und der Neubau des Sitzes der Internationalen Organisation für Migration (IOM) in 

Genf mitfinanziert werden. Die Organisation ist Teil des UNO-Systems und führend in den Fragen der 

Migrationspolitik und -praxis. 

 

 

Bern, im Juni 2025 

David Zuberbühler 


